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Ich danke Ihnen ganz herzlich, lieber Herr Grolman, für Ihre Einladung und Ihre 

Einleitung. Und ich möchte mich bei Ihnen, sehr geehrte Damen und Herren sehr 

herzlich dafür bedanken, dass Sie hier sind. Ich freue mich auf den Austausch mit 

Ihnen und versuche deshalb, meine Gedanken komprimiert vorzutragen, damit 

auch noch etwas Zeit für den Austausch bleibt. 

Sie haben es gesagt: Ich bin zum dritten Mal hier - 2016, 2018 und jetzt. Ich 

werde der Versuchung eines Rückblicks widerstehen. Aber nicht zu leugnen ist, 

dass die politische Lage seit meinem ersten Vortrag immer schlechter geworden 

ist. Ich hoffe, dass das nicht dazu führt, dass Sie mich nicht nochmal einladen. 

Wer weiß, in welcher Verfassung sich die Welt befindet, wenn ich das nächste Mal 

komme ... 

Wir wissen alle, wie dramatisch die Lage aktuell ist. Wir mussten eine Zäsur 

erleben, einen Bruch, der dazu geführt hat, dass große Fragen wieder offen sind – 

auch solche, von denen wir wahrscheinlich alle gedacht haben, dass sie historisch 

längst entschieden wären. 

Große Fragen sind wieder offen – das heißt, dass sie beantwortet werden müssen. 

Bevor ich zu den einzelnen Themen komme, möchte ich zwei Vorbemerkungen 

machen: 

Erstens: Nachdem es entgegen unserer Erwartung zu diesem Bruch, zu diesem 

Zivilisationsbruch gekommen ist, ist die Grundfrage wieder offen, von der wir 

dachten, wir hätten sie geklärt. Es ist wieder offen, ob in Europa der Frieden als 

Grundzustand wiederhergestellt wird, oder ob Krieg bleibt. Das ist eine offene 

Frage. Und die Antwort hängt vom Ausgang dieses Krieges ab. 

Ebenfalls eine offene Frage ist, wie unser Europa am Ende dieses Krieges aussieht. 

Ob es zusammenhält oder ob Deutschland so viel Misstrauen erzeugt hat und die 

Spaltung zwischen Ost und West so tief ist, dass das Grundvertrauen, das nach 

dem 2. Weltkrieg erarbeitet wurde, sich in ein Grundmisstrauen wandelt. Ob die 

Handlungsfähigkeit Europas auf dem Feld der Außen- und Sicherheitspolitik 

dadurch gefährdet wird oder ob diese Entwicklung sich sogar auf andere Bereiche 

der Zusammenarbeit auswirkt. 



Und auch unser Wohlstand ist nicht mehr selbstverständlich. Es ist nicht 

konjunkturell, was wir erleben. Vielmehr müssen wir feststellen, dass zwei Säulen 

unseres Wohlstandes nicht mehr intakt sind. Die eine Säule ist die Versorgung mit 

billiger, immer verfügbarer Energie. Und die zweite Säule ist unsere Gewohnheit, 

Handel zu treiben, ohne irgendeine Rücksicht auf geopolitische Verhältnisse üben 

zu müssen. Das Stichwort dazu ist vor allen Dingen China. 

 

Aufgrund der veränderten Lage stellen sich alle großen Fragen neu. Und, dies ist 

meine zweite Vorbemerkung, es kommt ganz entscheidend auf Deutschland an, 

wie diese historischen Fragen beantwortet werden. 

Das ist um uns herum eigentlich allen klar, ich möchte als Beispiel nur unsere 

polnischen Nachbarn nennen. Nur in Deutschland ist es bei weitem noch nicht allen 

klar. 

Wie dieser Krieg ausgeht, ob dieses Europa zusammenbleibt, welches Verhältnis 

wir zu China finden, die Auswirkungen auf das transatlantische Verhältnis – bei all 

diesen Fragen kommt es ganz wesentlich auf Deutschland an. 

Diese Aussage basiert nicht darauf, dass wir etwa größenwahnsinnig geworden 

wären. Sie entspricht einfach der Analyse unserer Rolle und unserer Möglichkeiten 

als der größten europäischen Volkswirtschaft, der viertgrößten Volkswirtschaft der 

Welt und einer stabilen Demokratie, in der Machtwechsel – auch wenn sie von der 

unterlegenen Seite sehr bedauert werden - funktionieren. Auch die Institutionen 

funktionieren. Wir sind eine stabile Demokratie und eine empathische, solidarische 

Gesellschaft. 

Und darum haben wir einzigartige Möglichkeiten, zum Beispiel Ost und West 

zusammenzubringen. Aus diesen Möglichkeiten erwächst das Potential, die Macht 

– oder, etwas moralischer gesprochen, politischer gesprochen, die Verantwortung, 

auf den Verlauf der Geschichte in ihrer Offenheit in den großen Fragen 

einzuwirken. 

Dies waren meine Vorbemerkungen: Worum geht es, was steht auf dem Spiel und 

wer hat Einfluss darauf, wie es sich entwickelt. 

Ohne eine strategische Ausrichtung und eine klare Positionierung Deutschlands 

werden wir nicht nur unser Potential nicht entfalten, sondern möglicherweise mehr 

Probleme erzeugen, als wir zur Lösung beitragen könnten. Das ist die Lage. 

Ich glaube, dass wir das üben müssen. Ich glaube, man kann feststellen, dass es 

in Deutschland so etwas gibt, wie den institutionellen und intellektuellen Verlust 



strategischen Denkens. Das hängt auch mit unserer außenpolitischen Rolle 

zusammen. Den Briten und den Franzosen muss man nicht erklären, wie 

bedeutsam sie sind, obwohl sich ihre Bedeutsamkeit erheblich reduziert hat. Aber 

bei ihnen ist sozusagen das Bewusstsein aus der Vergangenheit noch viel stärker 

als die realen Möglichkeiten heute – während bei uns die realen Möglichkeiten 

zugenommen haben, aber unsere Selbsteinschätzung, dass wir ein zu 

reintegrierender Problemfall Europas sind, die ist nachhaltiger, dauerhafter als 

unsere Möglichkeiten. Und vielleicht hängt es damit zusammen, dass dieser 

Diskurs in Deutschland die Politik jedenfalls nicht beherrscht, dass die 

Wissenschaften, die Universitäten sich so gut wie gar nicht zu Wort melden. Die 

Think Tank-Landschaft hat sich etwas entwickelt, sie ist medial hörbar und sichtbar 

geworden, aber sie prägt noch nicht unsere politische Debatte. 

 

Welches sind die wesentlichen Herausforderungen, bei denen Deutschland gefragt 

ist, Verantwortung zu übernehmen, mit anderen zu führen und in denen ohne 

deutschen Anstoß die Ergebnisse wohl nicht erreicht werden? Ich werde nicht alle 

nennen, aber vielleicht die drei, die ich eingangs bereits genannt habe und die 

auch miteinander zusammenhängen: Frieden, Europa und Wohlstand. 

 

Zunächst ist es aus meiner Sicht entscheidend, dass wir uns etwas ablösen von 

der Panzer-, Waffen-, Kampfjets-, Marder- und Haubitzen-Diskussion und zu 

einem politisch strategischen Level mit der Fragestellung kommen: Was wollen wir 

eigentlich erreichen? Was ist das Ziel des deutschen Beitrages? 

Aus meiner Sicht ist das Ziel des deutschen Beitrages kein geringeres, als unsere 

Kraft dafür einzusetzen, den Frieden in Europa wiederherzustellen. Wenn uns das 

nicht gelingt, dann wird dieser Kontinent ein anderer werden, gespalten, bedroht 

von Expansionen, uneinig – mit fürchterlichen Auswirkungen über eine lange Zeit. 

 

Den Frieden wiederherzustellen, ist eine andere Formulierung dafür, den Krieg 

wieder zu verbannen. Wir müssen den Krieg besiegen. Das wird nur gelingen, wenn 

der Beweis erbracht wird, dass sich Krieg nicht lohnt. Wenn wir erleben sollten und 

müssten, dass der Krieg sich doch auch nur ein bisschen gelohnt hat – durch 

Territorialgewinn, durch Einflussgewinn, durch Anerkennung in irgendeiner Form, 

dann wird der Krieg bleiben. Und aus diesem Grund ist meine feste Überzeugung, 

dass die Ukraine diesen Krieg gewinnen muss. 



Viele von uns tun sich schwer, dies so auszusprechen. Der Bundeskanzler hat eine 

andere Formulierung gewählt: Russland dürfe nicht gewinnen, die Ukraine dürfe 

nicht verlieren. Das wäre dann ein Patt – die Formel für ein militärisches Patt, des 

trench walls, eines Stillstandes, wo um 100 m gekämpft wird mit hunderten von 

Toten und Verlusten jeden Tag. Das wäre das Ergebnis – wenn der eine nicht 

gewinnen, der andere aber auch nicht verlieren darf. 

Diese Formulierung ist die Formel dafür, dass dieser Krieg vorläufig nicht endet. 

In Moskau ist jetzt eine neue Mobilisierung für ein Million bis 1,5 Millionen Soldaten 

angekündigt worden. Ob das Ziel erreicht wird, ist offen. Aber es ist die politische 

Entscheidung, die Offensive weniger territorial oder taktisch zu verstehen, sondern 

als eine Offensive in der Zeit. 

 

Für Putin gibt es kein Zurück. Er setzt deshalb auf Krieg und nicht auf Verhandlung. 

Er setzt darauf, dass er länger durchhält als der Westen, der einig ist, der die 

Ukraine unterstützt, aber der natürlich auf der Strecke auch Gefährdungen 

ausgesetzt ist – nicht zuletzt durch die demokratische Öffentlichkeit. In 

Demokratien wird über einen Krieg bei Wahlen immer neu entschieden. Der Krieg 

in der Ukraine wird im Präsidentschaftswahlkampf in den USA eine Rolle spielen – 

auch bei allen anstehenden Wahlen in Europa. 

 

Die Formel, Russland dürfe nicht gewinnen, die Ukraine dürfe nicht verlieren, ist 

eine Formel des endlosen Krieges mit hohen Verlusten. Und darum ist aus meiner 

Sicht der einzige Weg, der zu einer politischen Lösung führt, der militärische Erfolg 

der Ukraine. Dieses Ziel sollten wir mit aller Kraft unterstützen – mit der absoluten 

Grenze, dass wir nicht selbst Kriegspartei werden. Die Frage ist aus meiner Sicht: 

Dauerkrieg oder Frieden durch Politik und Diplomatie, was aber als Vorbedingung 

eine militärische Stärke und Überlegenheit der Ukraine voraussetzt. An diesem Ziel 

sollten wir unsere Politik ausrichten. 

An der Frage, wie wir mit dieser Herausforderung umgehen, wird sich auch 

entscheiden, ob Europa zusammenbleibt oder auseinanderfällt. 

So schrecklich der Krieg ist – er hat nach meiner Einschätzung eine enorme Chance 

für Europa geboten, von der ich allerdings glaube, dass sie vergeudet wurde. Aber 

vielleicht ist sie auch noch zu retten. 

Die Chance wäre gewesen, dass Europa zusammensteht, zusammengebracht wird, 

zusammengeführt wird in der Unterstützung der Ukraine zur Abwehr einer 



militärischen Aggression, eines Krieges. Dass Ost und West, dass Polen und 

Frankreich und andere Staaten zusammenarbeiten und sich gemeinsam als Garant 

und Erzeuger europäischer Sicherheit verstehen. 

Die Realität ist bislang die, dass schon wieder die Vereinigten Staaten von Amerika 

die wichtigste und eigentliche europäische Sicherheitsmacht sind. Wir können 

sagen – und wir sind verleitet, uns darauf auszuruhen, dass wir halt eben mal 

wieder Schwein gehabt haben. Schwein gehabt, dass nicht mehr Donald Trump 

Präsident ist, sondern eben Joe Biden. Meine Einschätzung ist, dass Joe Biden die 

beste amerikanische Außenpolitik, Europapolitik macht, die wir uns wünschen 

können. Für ihn steht die Allianz vorne, die Einheit ist das Wichtigste. Selbst 

Meinungsverschiedenheiten, Frustrationen, Enttäuschungen durch Alliierte, durch 

Deutschland stellt er zurück, weil nach seiner Überzeugung die eigentlich Stärke 

in der Einheit der Allianz besteht. 

Aber durch unser Verhalten entsteht ein Schaden, der aus mehreren Faktoren 

besteht. 

Der eine Faktor ist: So sehr wir sagen können, wir haben Glück mit Biden – so 

beschämend ist, dass es schon wieder, 30 Jahre nach dem Ende des Kalten 

Krieges, die Amerikaner sind, die der Garant europäischer Sicherheit sind. Die 

Amerikaner liefern – in Dollar berechnet - mehr Unterstützung als alle 

europäischen Staaten zusammen. 

 

Der zweite Schadensfaktor ist die Vergeudung der Chance für Europa. Deutschland 

hat diese Möglichkeit nicht genutzt, sondern durch eine Politik des Zögerns oder 

in Wahrheit des Verhinderns militärischer Leistungen zu einem Maß an 

Enttäuschung in allen mittel- und osteuropäischen Staaten und in den baltischen 

Staaten beigetragen, das nicht vergessen werden wird. Es wird bei den Europäern 

registriert, dass, wenn der Bundeskanzler sagt, er mache keinen Alleingang, das 

Angebot der Europäer, eine europäische Formation zu bilden, für Deutschland gar 

nicht zählt. 

Neben dieser fundamentalen Enttäuschung der Ost- und Mitteleuropäer, auch der 

Balten, der kleinen Staaten, die Sowjetrepubliken waren, befindet sich jetzt auch 

das Verhältnis zu Frankreich mindestens mal in einem Störmodus. Die Chance, 

Europa in dieser schrecklichen Lage zusammenzubringen, wurde vergeudet – weil 

sie als solche vielleicht gar nicht wirklich gesehen wurde oder weil es – in 

Fortsetzung langer Traditionen deutscher Russlandpolitik – vorrangig geblieben ist, 



sich um die Zukunft des deutsch-russischen Verhältnisses oder die Rolle Russlands 

in Europa zu sorgen, oder weil die besondere Gesprächsfähigkeit Deutschlands 

gegenüber Russland dazu geführt hat, dass man aus Rücksicht darauf und in einer 

gewissen Tradition die Länder zwischen Deutschland und Russland eben für 

sekundär hält und darum in alter, zum Teil fataler Tradition Russland für die 

Sicherheit Europas für wichtiger hält, als Europa zwischen Ost und West zu formen 

und zusammenzubringen. 

Die deutsche Außenpolitik hat aus meiner Sicht in diesen Kriegstagen ein 

erhebliches Vertrauenskapital verspielt. Ob es zu retten ist, ist die große Frage. 

Ich glaube es eher nicht, weil es auch am politischen Willen dafür fehlt. Das hat 

sich sehr deutlich in der Frage der Lieferung von Abrams-Panzern gezeigt. 

Deutschland tut etwas, wenn Amerika einen für diesen Krieg eher dysfunktionalen, 

nicht sinnvollen Riesenpanzer mit eigener Logistik liefert – alle europäischen 

Angebote ignorierend und obwohl die USA gesagt haben, dazu sei man nicht bereit, 

man liefere vieles andere und es gäbe ja 2000 Leopard-Panzer in Europa, so dass 

Europa dieses Problem auch selbst lösen könne. 

Deutschland hat damit das eigene Handeln daran geknüpft, dass die Vereinigten 

Staaten eine bereits öffentlich erklärte Position revidieren, offensichtlich in der 

Erwartung, dass sie genau dies nicht tun – und hat sich erfreulicherweise geirrt. 

Joe Biden hat der Einheit der Allianz den Vorrang gegeben vor der amerikanischen 

Innenpolitik. 

Aber das ist nicht die Führungsrolle, die von Deutschland erwartet wird. 

Ein Wort zur Führungsrolle: Ich weiß, dass wir uns damit alle schwertun, schon 

allein sprachlich und begrifflich: „Führung“. Aber vielleicht erleichtert es uns, wenn 

wir uns vergegenwärtigen, wer uns dazu auffordert oder uns darum bittet. Wenn 

ich mit polnischen Politikern, Wissenschaftlern, Journalisten spreche, mit 

estnischen, litauischen, lettischen, tschechischen, dann sind das Politiker, 

Menschen aus Ländern, in denen die deutsche Wehrmacht vor gar nicht so langer 

Zeit schwerste Verbrechen begangen hat. Schwerste Verbrechen. 

Und jetzt kommen die politisch Verantwortlichen und die Bevölkerungen genau 

dieser Länder und bitten uns Deutsche vor diesem Hintergrund 

zusammenzustehen, zu verbinden und zu führen. Sie sagen, wir Polen, wir Balten, 

wir brauchen Eure Führung, weil es kein anderes europäisches Land gibt, das sie 

uns geben kann. Und was erleben sie als Antwort? Desinteresse, Herausreden und 

Nichthandeln. 



 

Ich möchte noch auf einen dritten Schadensfaktor zu sprechen kommen: Neben 

der Bedrohung der Sicherheit des Friedens durch den Krieg ist ja auch die 

fundamentale Erfahrung der wirtschaftlichen Abhängigkeit unseres Landes mit 

diesem Krieg verbunden – ganz besonders in einem Sektor, nämlich im Sektor 

Energie. Man ist diese Abhängigkeit sehend eingegangen – aus politischen 

Gründen, aber auch mit dem Argument, das billige Gas trage wesentlich zu 

unserem Wohlstand bei. 

Nun gibt es einen Staat, zu dem wir in einer noch viel stärkeren Abhängigkeit und 

damit Risikobeziehung stehen als zu Russland – und das ist China. 

China stellt – das wissen wir alle – eine vollkommen andere Größenordnung dar 

als Russland: 1,3 Milliarden Einwohner, die zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt, 

Technologieführer in manchen Bereichen und mit einer klaren Agenda des 

politischen globalen Revisionismus ausgestattet. 

Putin betreibt einen regionalen Revisionismus. Er hat den Ausgang des Kalten 

Krieges, den Ausgang der Geschichte nie akzeptiert und ein klares Ziel: die 

Revision der Geschichte, indem er ein russisches Imperium, das als Ergebnis des 

Kalten Krieges aufgelöst wurde, durch Krieg wiederherstellt, in dem er die Ukraine 

dem eigenen Land einverleibt. 

Zbigniew Brzezinski hat einmal gesagt: Russland ohne die Ukraine ist ein Land, 

Russland mit der Ukraine ein Imperium. Für dieses Ziel hat Putin den Krieg 

begonnen. Inzwischen kämpft er um das eigene Überleben. So hat sich der Krieg 

gewandelt. Ein Eroberungskrieg ist zu einem Überlebenskrieg geworden. 

 

Sprechen wir über China. Es ist das China Xi Jinpings, nicht das China seiner 

Vorgänger. Der letzte, Hu Jintao, wurde ja auf dem letzten Kongress, physisch 

sichtbar und für die Weltöffentlichkeit inszeniert, „abgeräumt“. 

Xi Jinping will die globale Ordnung verändern. Er hält den chinesischen Status für 

unangemessen. Das, was wir liberale, internationale Ordnung nennen, ist in seinen 

Augen eine sprachliche Ausrede und meint eigentlich amerikanische 

Machtdominanz. Und das, was wir Recht nennen, ist für ihn Interesse. Und darum 

will er das westliche liberale Prinzip des Rechts durch das Prinzip der Macht 

ersetzen. 

Es geht ihm um einen grundsätzlichen Revisionismus, der natürlich verbunden ist 

mit einer machtpolitischen Herausforderung, der Herausforderung amerikanischer 



hegemonialer Macht in unserer Zeit, die es ja gibt. Und genau das motiviert die 

Amerikaner mindestens so sehr, wie die Wertfrage, die dahintersteht. 

China geht es um sein Selbstverständnis, um das Versprechen, Taiwan wieder zu 

vereinigen. Wenn es zu diesem Konflikt käme – ich weiß nicht, ob es dazu kommt, 

dann wäre das ein Krisenfall, ein weltwirtschaftlicher, geopolitischer Krisen- und 

Kriegsfall, der ein Vielfaches von dem bedeuten würde, was wir jetzt regional 

begrenzt in Europa erleben – ökonomisch in einem Sektor (Energie), aber mit 

globalen Auswirkungen (Ernährung). 

So, wie wir unsere Energieversorgung ausgelagert haben nach Russland, so haben 

ganze Branchen unserer Industrie – Automobil, Chemie, Pharma, auch viele 

mittelständische Unternehmen - Wachstum nach China ausgelagert. 

Und unsere Sicherheit und das Kapital haben wir in die USA ausgelagert. 

Ich finde, für ein Land, das souverän und unabhängig sein möchte, haben wir 

ziemlich viel ausgelagert … 

Und darum meine letzte Bemerkung. Ich glaube, dass wir aus den gemachten 

Erfahrungen den Schluss ziehen sollten, dass Marktpräsenz und Markterfolg heute 

auch darauf bedacht werden müssen, welche geopolitischen Risiken es gibt. Wir 

werden in Zukunft eine hohe Rechnung für den Markterfolg früherer Tage 

begleichen müssen. Deshalb brauchen wir, glaube ich, eine neue 

Wohlstandspolitik, die Wachstum nicht einseitig in ein Land auslagert, das offensiv 

und ausdrücklich mit einem solchen geopolitischen Risiko droht. 

Wir brauchen neue Wachstumsfelder, Diversifizierung. Ich glaube, dass Politik und 

Wirtschaft hier zusammenwirken müssen, um eine Außenwirtschaftsstrategie zu 

entwickeln. Eine weitere große Herausforderung also für die Zukunft! 

 

Abschließend: Wir erleben eine Zäsur. Es gibt kein Land – die Ukraine mal 

ausgenommen, für das sich so wie für Deutschland diese Veränderung, diese 

Zeitenwende, diese Zäsur zu einer Identitätsfrage verdichtet. 

Nicht die USA, nicht Frankreich, nicht Großbritannien oder Polen – wir sind das 

Land, das diskutieren und entscheiden muss, wer wir sein wollen, was wir sein 

wollen in dieser Zeit des Umbruchs, der Zwischenordnung, in einer Zeit, in der die 

alte Ordnung vorbei, die neue Ordnung aber noch nicht da ist. 

Darüber müssen wir diskutieren und reden. Das kann man nicht an eine Regierung 

auslagern, zumal diese Regierung aus meiner Sicht die historische Dimension 



vielleicht auch noch nicht voll erfasst hat. Ich würde aber auch nicht beanspruchen, 

dass es andere Parteien schon wirklich voll erfasst haben. 

Also: Es liegt viel Arbeit vor uns. Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Leider habe ich mein Versprechen, sehr komprimiert zu reden, nicht eingehalten 

– obwohl ich meine Uhr hingelegt hatte. Ich bitte, dies zu entschuldigen und freue 

mich auf Ihre Anmerkungen, aufs Zuhören und miteinander Diskutieren. 


